
 
 

 
 

  

2021-2685 BBl 2021 1889 

BBl 2021

www.bundesrecht.admin.ch
Massgebend ist die signierte 

elektronische Fassung

Vernehmlassungsverfahren   
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Genehmigung des Notenaustauschs zwischen der Schweiz und der EU  
betreffend die Übernahme der Verordnung (EU) 2021/1148 zur Schaffung  
eines Instruments für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und  
Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung  
(Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands) 

Mit der Verordnung (EU) 2021/1148 wird der BMVI-Fonds für den Zeitraum 2021–
2027 geschaffen. Er ist das Nachfolgeinstrument des Fonds für die innere Sicherheit 
im Bereich Aussengrenzen und Visa (ISF-Grenze), an dem sich die Schweiz ab Au-
gust 2018 offiziell beteiligte und der Ende 2020 auslief. Wie beim ISF-Grenze, han-
delt es sich auch beim BMVI-Fonds um einen Solidaritätsfonds zur Unterstützung 
jener Schengen-Staaten, die aufgrund ihrer ausgedehnten Land- und/oder Seeaussen-
grenzen sowie bedeutenden internationalen Flughäfen hohe Kosten für den Schutz der 
Schengen-Aussengrenzen tragen. Der BMVI-Fonds soll zur Weiterentwicklung der 
gemeinsamen Visumpolitik und zur Umsetzung der integrierten europäischen Grenz-
verwaltung durch die Schengen-Staaten beitragen, um so irreguläre Migration zu be-
kämpfen und legale Reisen zu erleichtern. Die Schengen-Staaten werden mit Geldern 
aus dem BMVI-Fonds unterstützt, um ihre Kapazitäten in diesen Bereichen aufzu-
bauen und zu verbessern und die Zusammenarbeit, insbesondere mit der Europäischen 
Agentur für die Grenz- und Küstenwache, zu stärken. Ebenso soll der BMVI-Fonds 
der EU ermöglichen, rasch und wirksam auf sicherheitsbezogene Krisen, die das 
Funktionieren des Schengen-Systems in Frage stellen könnten, zu reagieren. 

Datum der Eröffnung: 11. August 2021 

Vernehmlassungsfrist: 18. November 2021 

Die Vernehmlassungsunterlagen sowie weitere Informationen, wie jene zu den Kon-
taktpersonen, sind elektronisch abrufbar unter:   
https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2021/82/cons_1 

19. August 2021 Bundeskanzlei  
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